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An das 
 
Bundesministerium für Finanzen 
Abteilung IV/1 (IV/1) 
Johannesgasse 5 
1010 Wien 
 
 
 
Bundesgesetz, mit dem das Umsatzsteuergesetz 
1994 geändert wird und Verordnung, mit der die 
Registrierkassensicherheitsverordnung geän-
dert wird; Entwurf - Stellungnahme 
 (Zu GZ 2026-0.212.642 vom 11. März 2026)  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Das Amt der Oö. Landesregierung teilt zum vorliegenden Entwurf Folgendes mit: 

 

Mit der Umsetzung der geplanten Maßnahmen sind entsprechend den Ausführungen in der 

wirkungsorientierten Folgenabschätzung deutliche Mindereinnahmen aller Bundesländer aus 

gemeinschaftlichen Bundesabgaben in Höhe von jährlich ca. 86,9 Mio Euro zu erwarten. 

 

Grundsätzlich sind vor der Inangriffnahme steuerpolitischer Maßnahmen Verhandlungen mit den 

am Finanzausgleich beteiligten Gebietskörperschaften gemäß § 8 FAG 2024 zu führen, sofern die 

Gebietskörperschaften mit einem Ausfall bei Steuern zu rechnen haben, an deren Ertrag sie 

beteiligt sind. Diesem Gebot der Partnerschaftlichkeit wurde leider (wieder einmal) nicht 

entsprochen. 

 

Ein Ersatz der mit dem vorliegenden Gesetzentwurf verbundenen Mindereinnahmen wird 

verlangt, weswegen es einer ernsthaften Führung der nun für den 20. April 2026 angekündigten 

FAG-Verhandlungen bedarf. 

 
Mit freundlichen Grüßen! 
 
Für die Oö. Landesregierung: 
 
Mag. Thomas Schäffer 
Landesamtsdirektor 

www.land-oberoesterreich.gv.at 
 
 

Geschäftszeichen: 
Verf-2018-67602/21-Tu  

 
Bearbeiter: Mag. Dr. Thomas Uebe  

Tel: (+43 732) 77 20-11701 
Fax: (+43 732) 77 20-21 17 13 
E-Mail: verfd.post@ooe.gv.at  

 
 

Linz, 08.04.2026 
 
 

Amt der Oö. Landesregierung 
4021 Linz  •  Landhausplatz 1 
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Ergeht abschriftlich an: 
1. das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 
2. alle Ämter der Landesregierungen 
3. die Verbindungsstelle der Bundesländer 
4. die Mitglieder der Oö. Landesregierung 
5. das Präsidium des Nationalrats 
6. den Österreichischen Städtebund, Landesgruppe Oberösterreich 
7. den Oberösterreichischen Gemeindebund 
8. das Institut für Föderalismus 
9. die Direktion Finanzen 
 (zu FinD-2015-213936 und FinD-60198/11 vom 30. März 2026) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweise: 
Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels und des Ausdrucks finden Sie unter: 
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/amtssignatur 
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter: https://www.land-oberoesterreich.gv.at/datenschutz 
Wenn Sie mit uns schriftlich in Verbindung treten wollen, führen Sie bitte das Geschäftszeichen dieses Schreibens an.  
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